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VERBAND REGION RHEIN-NECKAR 
 
 

Mannheim, den 23.11.2018 
Az: 021 03 

GL/Ri 
 
 
35. Sitzung der Verbandsversammlung des Verbandes Region Rhein-Neckar am 
07. Juli 2018 in Ludwigshafen 
 
 
 
V o r l a g e    V V  3 5 / 1 8 / 0 1  
 
 
Tagesordnungspunkt 2: Besetzung der Verbandsversammlung 
 hier: Verpflichtung von Frau Oberbürgermeisterin Jutta Steinruck. 
  
 
 
II. Sachverhalt 
 
Die Besetzung der Verbandsversammlung des Verbandes Region Rhein-Neckar ist in Art. 7 des 
Staatsvertrages zwischen den Ländern Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Hessen über die 
Zusammenarbeit bei der Raumordnung und Weiterentwicklung im Rhein-Neckar-Gebiet geregelt. 
 
Demgemäß sind die Oberbürgermeister/innen und Bürgermeister/innen der Städte mit mehr als 
25.000 Einwohnern sowie die Landräte/Landrätinnen im Verbandsgebiet als Inhaber ihrer Ämter 
Mitglieder in der Verbandsversammlung.  
 
In Ludwigshafen hat Frau Jutta Steinruck (SPD) am 10. Januar 2018 die Nachfolge von Dr. Eva 
Lohse (CDU) im Amt der Oberbürgermeisterin angetreten. 
 
Gem. § 1 der Geschäftsordnung der Verbandsversammlung verpflichtet der Verbandsvorsitzende 
ein neues Mitglied der Verbandsversammlung in öffentlicher Sitzung auf die gewissenhafte 
Erfüllung seiner Amtspflichten. 
 
  
Weitere Wahlen in der Metropolregion Rhein-Neckar 
 1. In Speyer wird Frau Stefanie Seiler (SPD) am 10. Januar 2019 die Nachfolge von Herrn 
Hansjörg Eger (CDU) im Amt des/der Oberbürgermeisters/in antreten. 
2. In Weinheim wurde Herr Manuel Just (parteilos) am 10. Juni 2018 zum Nachfolger von Herrn 
Heiner Bernhard im Amt des Oberbürgermeisters gewählt. Derzeit läuft ein 
Wahlanfechtungsverfahren. 
3. Im Worms wird Herr Adolf Kessel (CDU) am 01. Juli 2019 die Nachfolge von Herrn Michael 
Kissel (SPD) im Amt des Oberbürgermeisters antreten. 
  

Durch die jeweiligen Änderungen wird der Proporz zur Besetzung des Verwaltungsrates und der 
Ausschüsse nicht beeinträchtigt. Nachnominierungen für ausgeschiedene bzw. ausscheidende 
Mitglieder sind grundsätzlich möglich.  
 
 
gez. Ralph Schlusche 



 

VERBAND REGION RHEIN-NECKAR 
 
 

Mannheim, den 23.11.2018 
Aktenzeichen: 021 03 
Brockmann/Orschiedt 

 
 
35. Sitzung der Verbandsversammlung des Verbandes Region Rhein-Neckar am 
07. Dezember 2018 in Ludwigshafen 
 
 
 
 
V o r l a g e  VV 35 / 18 / 02 
 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 3: Evaluation der Marke MRN und Weiterentwicklung der Strategie 

für die Metropolregion Rhein-Neckar,  insbesondere Handlungs-
felder des Verbandes Region Rhein-Neckar 

  hier: Sachstandsbericht Dr. Justus Bobke 
 
 
 
I. Beschlussvorschlag 
 
Die Verbandsversammlung nimmt den Bericht zum Sachstand des Prozesses zur Weiter-
entwicklung von Marke und Strategie zur Kenntnis. 

 
 
II. Sachverhalt 
 
In den letzten 15 Jahren ist in der gemeinsamen Regionalentwicklung viel erreicht worden. 
Aufgabe einer strategischen Überprüfung muss dennoch sein, zukunftsgerichtet zentrale 
Themen und Handlungsfelder zu definieren, aktuelle Aufgaben zu reflektieren und entspre-
chend zu bewerten.  
Der Vorstand des Zukunft Metropolregion Rhein-Neckar e.V. als Ort des strategischen Dia-
logs der gemeinschaftlichen Regionalentwicklung hat sich dementsprechend mit folgenden 
Weiterentwicklungen beschäftigt.  
 
Marke  
 
Zu der vorgelagerten Analyse wurde mit der Vorlage ARR  40/17/04 berichtet.  
Die Metropolregion Rhein-Neckar hat das qualitative Potenzial, sich mit den großen, starken 
und profilierten Metropolregionen zu messen (Hamburg, München, Rhein-Main, Stuttgart, 
Berlin-Brandenburg und Rhein-Ruhr). Aufgrund der zu beobachtenden relevanten Trends für 
Standorte – wie das Zusammenwachsen der Bereiche Wirtschaft und Wissenschaft zur wis-
sensbasierten Ökonomie – und im Sinne der Vision 2025 empfiehlt sich eine thematische 
Konzentration der Metropolregion Rhein-Neckar.  
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Strategische Handlungsfelder  
 
Die strategische Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen Regionalentwicklung ist eine 
gleichbedeutende Aufgabenstellung für die drei Institutionen Metropolregion Rhein-Neckar 
GmbH, Verband Region Rhein-Neckar und Zukunft Metropolregion Rhein-Neckar e.V.  
Der Vorstand des Zukunft Metropolregion Rhein-Neckar e.V. als Ort des strategischen Dia-
logs hat in der Vergangenheit mit der sog. „Strategiepyramide“ ein grundlegendes Set an 
Handlungsfeldern erarbeitet, verbunden mit dem Auftrag, in einem einheitlichen Verfahren 
diese Handlungsfelder institutionsübergreifend mit einer konkreten Zielsetzung, Beschrei-
bung und Umsetzungskonzeption zu hinterlegen. Dieser Prozess beinhaltet auch eine kriti-
sche IST-Analyse und Bewertung der Handlungsfelder. So ist es möglich, die Aktivitäten der 
drei Institutionen neu auszutarieren und zu konzentrieren. Zugleich ist denkbar, dass einzel-
ne Handlungsfelder auch durch dritte Akteure realisiert werden können.  
 
Die zukünftige gemeinschaftliche Regionalentwicklung sieht nach aktuellem Beschluss im 
Vorstand des ZMRN e.V. eine Schwerpunktsetzung auf fünf Handlungsfelder vor: „Mobilität“, 
„Vernetzung, Kooperation und Positionierung in Europa“, „Siedlungs- und Freiraumentwick-
lung“, „Regionale Innovationsförderung“ und „Intelligent vernetzte Gesundheitsregion“.  
In der gemeinschaftlichen Regionalentwicklung werden zudem weiter verfolgt „Energiewen-
de“, „Effiziente Verwaltung“, „Bildungsregion“, „Kulturregion“, „Bürgerschaftliches Engage-
ment“, „Arbeitsmarkt/Fachkräftesicherung“.  
Vertiefende Ausführungen zum Sachstand des Prozesses zur Marke und Strategie erfolgen 
im Rahmen der Sitzung.  
 
 
III. Finanzierung 
 
Die Kosten für den Prozess zur Weiterentwicklung von Marke und Strategie sind im Haushalt 
der MRN GmbH etatiert.  
 
 
 
gez. Ralph Schlusche 



 

VERBAND REGION RHEIN-NECKAR 
 
 

Mannheim, den 23.11.2018 
Aktenzeichen: 021 03 

Mitarbeiter: Sz/Ln 
 
 
35. Sitzung der Verbandsversammlung des Verbandes Region Rhein-Neckar am 
07. Dezember 2018 in Ludwigshafen 
 
 
 
 
V o r l a g e  VV 35 / 18 / 03 
 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 4: Mobilität als Schwerpunkt der Aufgabenstellung des Verbandes 

Region Rhein-Neckar in den Jahren 2019 ff. 
 hier: Konkrete Planungen 
 
 
 
 
I. Beschlussvorschlag 
 
Die Verbandsversammlung nimmt die dargestellte strategische Ausrichtung der integrierten 
Verkehrsplanung und des Verkehrsmanagements einschließlich der in der Vorlage genann-
ten Projekte zur Kenntnis. Sie stimmt der geplanten Schwerpunktsetzung für das Jahr 2019 
zu. 

 
 
II. Sachverhalt 
 
Gemäß Staatsvertrag zwischen den Ländern Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-
Pfalz über die Zusammenarbeit bei der Raumordnung und Weiterentwicklung im Rhein-
Neckar-Gebiet hat der Verband Region Rhein-Neckar unter anderem die Aufgabe der „Koor-
dination von Aktivitäten im Bereich der integrierten Verkehrsplanung und des Verkehrsma-
nagements“. Dieser Aufgabenbereich hat in den vergangenen Jahren gegenüber der klassi-
schen Verkehrsplanung in der Regionalplanung deutlich an Bedeutung gewonnen. Dies zeigt 
sich an der gesamten Bandbreite der aktuell geführten Mobilitätsdiskussion. 
 
Nicht zuletzt hat die aktuelle Thematik der Sanierungsbedürftigkeit der Hochstraßen in Lud-
wigshafen und die damit verbundenen verkehrlichen Auswirkungen auf die Region belegt, 
dass eine ganzheitliche, regional abgestimmte und getragene Gesamtstrategie für die ver-
kehrliche Entwicklung im Kernraum der Region Grundlage für die notwendigen Planungen 
und Maßnahmen der kommenden Jahre sein muss.  
 
Die Ist-Situation in der MRN zeigt zum einen, dass die Verkehrssysteme sich in Teilen an der 
Kapazitätsgrenze befinden und andererseits, dass eine Fokussierung auf die Gestaltung ei-
ner nachhaltigen Mobilität notwendig ist. Zudem sind Themen wie z.B. Digitalisierung, E-
Mobilität oder stärkere Vernetzung der Verkehrsträger ebenso zu einem grundlegenden Er-
fordernis geworden. 
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Die Erarbeitung einer umfänglichen Strategie und eines Gesamtkonzeptes für die Region 
muss stets in enger Abstimmung mit den regionalen Partnern des Verbandes erfolgen. Nur 
so wird die optimale Umsetzung der konzeptionellen Überlegungen möglich 
 
Der Verband hat vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen sein Personal aufgestockt und 
seit Oktober einen zusätzlichen Mitarbeiter im Bereich Mobilitätsmanagement, gefördert 
durch das Land Baden-Württemberg, angestellt. 
 
Neben der personellen Verstärkung bedarf es auch der Aufstockung der finanziellen Mittel 
zur Umsetzung der von strategischen Arbeitsschwerpunkte. Der Planungsausschuss hat in 
seiner Sitzung am 14. November 2018 in Bensheim die vorliegende Gesamtstrategie der in-
tegrierten Verkehrsplanung und des Verkehrsmanagements vorberaten, ausführlich disku-
tiert und der im Folgenden dargestellten Schwerpunktsetzung für das Jahr 2019 zugestimmt. 
 
 

1. Studie: „Analyse der Ausgangssituation für Klimaschutzaktivitäten im Verkehr 
für die Metropolregion Rhein-Neckar“ 

 
Bereits in seiner Sitzung am 28.09.18 hat der Planungsausschuss beschlossen, die Studie 
„Analyse der Ausgangssituation für Klimaschutzaktivitäten im Verkehr für die Metropolregion 
Rhein-Neckar“ zu vergeben. Der Auftrag an das IFEU-Institut in Heidelberg wurde zwischen-
zeitlich gemeinsam mit dem Kooperationspartner Verkehrsverbund Rhein-Neckar erteilt. Die 
Fertigstellung ist für das Frühjahr 2019 vorgesehen. 
 
Der Grundsatzbeschluss zur Erarbeitung einer Maßnahmenstrategie zur Gestaltung einer 
nachhaltigen und möglichst emissionsarmen Mobilität wurde bereits 2015 als zentraler Bau-
stein eines ganzheitlichen Mobilitätskonzeptes für die Metropolregion gefasst. Die Erarbei-
tung einer regionalen „Strategie für eine nachhaltige Mobilität“ soll den gemeinsamen Mas-
terplan Green City der drei Oberzentren sinnvoll um gesamtregionale Aspekte ergänzen und 
abgestimmt erweitern. Die Kosten in Höhe von 35.000 €, was der Hälfte der Gesamtkosten 
entspricht, sind im Haushalt 2018 vorgesehen. 
 
In einem weiteren Schritt sollen in einem sich daran anschließenden Moderations- und Ent-
scheidungsprozess geeignete Maßnahmen unter Berücksichtigung der Green City Pläne de-
finiert und in eine regionale Umsetzung gebracht werden. 
 
 

2. Gesamtstrategie im Zuge der Hochstraßensanierung in Ludwigshafen 
 
Seit Mai 2018 ist die Gesprächsrunde „Verkehr“ auf politischer Ebene mit der Oberbürger-
meisterin der Stadt Ludwigshafen, dem Oberbürgermeister der Stadt Mannheim, der Wirt-
schaft sowie des VRRN etabliert. Diese Runde setzt sich insbesondere mit der aktuellen Si-
tuation der Sanierungsbedürftigkeit der Hochstraßen in Ludwigshafen und den Auswirkungen 
auf die regionalen Verkehrsbeziehungen auseinander. Der Verband hat die Aufgabe über-
nommen, ein mit allen Beteiligten abgestimmtes Strategiepapier mit Blick auf den notwendi-
gen regionalen Schulterschluss zu den Finanzierungsnotwendigkeiten, aber auch auf die 
gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit zu erstellen. Zudem gilt es die vielfältigen begleitenden 
Maßnahmen während der Arbeiten an den Hochstraßen in einem Gesamtkonzept zu koordi-
nieren und einen Zeitplan zu entwerfen. Im AK Baustellenkoordination wird parallel die 
Baustellensituation im Kernraum der MRN insgesamt möglichst weitgehend optimiert. Für die 
Erarbeitung der Gesamtstrategie sind Finanzmittel in Höhe von 20.000€ vorgesehen. 
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3. Verkehrsmodell für den Kernraum der MRN 
 
Als Teil der oben genannten Strategie soll für den Kernraum der Region ein einheitliches 
Verkehrsmodell zur Abschätzung und Vorausschau von Verkehrsströmen erstellt werden. 
Der Kernraum beinhaltet die Schwesterstädte Mannheim und Ludwigshafen und das nähere 
Umland bis hin zu den Autobahnen A6 und A61, die als räumliche Abgrenzung für das Mo-
dell dienen. Das Modell soll dabei aus den Verkehrsmodellen der Städte Mannheim und 
Ludwigshafen entwickelt werden. Da eine Harmonisierung der beiden Modelle nicht ohne 
weiteres möglich ist, schlägt die Verbandsverwaltung ein gestuftes Vorgehen vor, in dem zu-
nächst ein Grundmodell für den Individualverkehr mit einer geringeren Anzahl an Verkehrs-
zellen entwickelt wird. Dadurch ist es möglich, kurzfristig in einem Rahmen von bis zu einem 
Jahr ein Verkehrsmodell verfügbar zu haben. Für die Einleitung der ersten Schritte zur Erar-
beitung eines Grundmodells werden Kosten in Höhe von 80.000 – 160.000 € erwartet. 
 
In einem zweiten Schritt soll auf Basis des Grundmodells ein Detailmodell mit einer großen 
Anzahl an Verkehrszellen und der Integration des öffentlichen Verkehrs erstellt werden. Auf-
grund des Umfangs dieses Projekts wird derzeit von einer Bearbeitungszeit von 3-5 Jahren 
und einem Kostenaufwand im hohen sechsstelligen Bereich ausgegangen. Da der Verband 
weder über die fachlichen Kompetenzen, noch über die notwendige technische Infrastruktur 
verfügt, werden die Verkehrsmodelle dauerhaft bei einem externen Büro angesiedelt sein 
müssen.  
 
Vor dem Hintergrund des dauerhaften Finanzierungsbedarfs und der regionalpolitischen Be-
deutung des Vorhabens wird der Verband Partner zur Sicherstellung der Finanzierung su-
chen und einbinden. 
 
 

4. Kapazitätsanalyse Ost-West-Verkehre in der Metropolregion 
 
Im Jahr 2010 wurden im Rahmen einer Studie die Kapazität der Ost-West-Verbindungen im 
MRN-Gebiet hinsichtlich der künftigen prognostizierten Verkehrsentwicklung untersucht. 
Hierbei wurden Erreichbarkeitsdefizite festgestellt. Die untersuchten Planungsfälle hätten der 
Studie zufolge zu einer Verbesserung der Erreichbarkeiten im Zentrum der Metropolregion 
beitragen können, jedoch wären auch Mehrbelastungen anderenorts aufgrund von Verkehrs-
verlagerungen zu befürchten gewesen. Zudem hätten einige Teilräume der Metropolregion 
nicht von den untersuchten Maßnahmen profitieren können. Sie wurden daher nicht weiter-
verfolgt. 
 
Vor dem Hintergrund des Sanierungsbedarfes der Infrastruktur beabsichtigt der Verband 
Region Rhein-Neckar die Kapazitäten der Ost-West-Verbindungen im Kernraum des Ver-
bandsgebietes auf Basis aktualisierter Daten erneut zu überprüfen. Ziel des Gutachtens ist 
es zu ermitteln, ob Defizite durch inzwischen umgesetzte Maßnahmen behoben werden 
konnten und welche Defizite nach wie vor existieren. Zudem sollen anhand aktueller Daten 
Lösungsvorschläge vorgelegt werden, welche zusätzlichen Infrastrukturen bezogen auf Ost-
West-Verkehre dauerhaft notwendig sein können. Für die Erstellung des Kapazitätsgutach-
tens werden voraussichtlich Kosten in Höhe von 35.000 – 50.000 € entstehen. 
 
 

5. Studie Mobilität in Deutschland 
 
Im Jahr 2016 hat die Erhebungsphase für die Studie Mobilität in Deutschland (MiD) begon-
nen. Ziel der MiD ist die repräsentative Erhebung des Mobilitätsverhaltens der in Deutsch-
land und der MRN lebenden Menschen. Nach 15 Monaten und etwa 140.000 befragten 
Haushalten haben mehr als 300.000 Personen am Telefon, online oder schriftlich geantwor-
tet. Der Verband hat sich gemeinsam mit dem VRN, abgestimmt mit den Ländern, an der 
MiD beteiligt. Die Vorstellung der Ergebnisse im Bundesverkehrsministerium in Berlin erfolg-
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te am 14./15.11.18 durch das Büro INFAS aus Bonn. Im Anschluss werden die umfangrei-
chen Daten für die Region ausgewertet und gemeinsam mit dem VRN ein Bericht mit den 
Ergebnissen für die Region erstellt. Die Mobilitätsdaten sollen den Kommunen für eigene 
Planungen zur Verfügung gestellt werden und fließen als eine Grundlage in das geplante 
Verkehrsmodell ein. Für das Abschlussgutachten sind Kosten in Höhe von 10.000€ einge-
plant. 
 
 

6. Knotenstudie Mannheim 
 
Am 6. November 2018 hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) die Ergebnisse der Bewertung der Schienenwegeausbauvorhaben des Potenziellen 
Bedarfs des Bundesverkehrswegeplans 2030 in Berlin vorgestellt. Inhalt dieser Studie war 
unter anderem die Untersuchung des Schienenknotens Mannheim. 
 
Bislang sind abgesehen von der Auflistung von insgesamt 8 Maßnahmen im Raum Mann-
heim jedoch keine detaillierten Informationen zur Knotenstudie wie beispielsweise die zu-
grundeliegende Zugzahlenprognose veröffentlicht worden. Die Verbandsverwaltung bemüht 
sich aktuell darum, inhaltliche Details in Erfahrung zu bringen, um die Ergebnis der Studie 
bewerten zu können. 
 
Für den 21.01.2019 wurde zwischenzeitlich die nächste Sitzung des „Regionalforums Schie-
nenkorridor Rhein/Main-Rhein/Neckar“ terminiert. Das Forum wird sich ausführlich mit der 
Kontenstudie Mannheim befassen. Der Vorsitzende Oberbürgermeister Dr. Kurz hat das 
BMVI und die Deutsche Bahn zu dieser Sitzung eingeladen und um Erläuterung der Studie 
gebeten. 
 
Der Verband Region Rhein-Neckar begrüßt grundsätzlich die geplanten Ausbaumaßnahmen 
zur Stärkung der Schiene als Verkehrsträger. Einige der aufgeführten Maßnahmen wie der 
drei- bzw. viergleisige Ausbau zwischen den Hauptbahnhöfen Mannheim und Heidelberg 
oder der Studernheimer Kurve können die aus Sicht des Verbandes dringend benötigten Ka-
pazitätserweiterungen im Kernraum der Metropolregion unterstützen. Die Beschlusslage des 
Verbandes Region Rhein-Neckar fordert jedoch ausdrücklich ein, dass der Ausbau des Kno-
tens Mannheim nur mit entsprechenden Lärmschutzmaßnahmen auch an den Bestandsstre-
cken umgesetzt werden kann. Zudem wurde mehrfach verdeutlicht, dass eine Ertüchtigung 
der linksrheinischen Strecke von Ludwigshafen über Speyer und Germersheim für den Gü-
terverkehr („Kleine-Pfalz-Lösung“) strikt abgelehnt wird. 
 
Die Stadt Mannheim prüft derzeit, ein eigenes Gutachten zur Überprüfung der Knotenstudie 
des Bundes anfertigen zu lassen. Der Verband Region Rhein-Neckar hat zugesagt sich an 
einem solchen Gutachten ggf. zu beteiligen. Die Kosten für eine Beteiligung sind bis zu einer 
Höhe von 10.000€ bereits im Haushalt bereitgestellt.  
 
III. Finanzierung 
 
Die Finanzierung der Projekte 1, 2 sowie 5 und 6 ist teilweise bereits im laufenden Haushalt 
2018 berücksichtigt. Für weitere Kosten, insbesondere zur Mitfinanzierung der unter den 
Punkten 3 und 4 beschriebenen Projekte, sind im Haushaltsentwurf 2019 Mittel vorgesehen. 
Für die Weiterentwicklung und den Betrieb des Verkehrsmodells über den Kernraum hinaus 
werden in den kommenden Jahren weiter Kosten entstehen. 
 
 
 
gez. Ralph Schlusche 
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35. Sitzung der Verbandsversammlung des Verbandes Region Rhein-Neckar am 
07. Dezember 2018 in Ludwigshafen 
 
 
 
 
V o r l a g e  VV 35 / 18 / 04 
 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 5: „H2-Valley – Die Metropolregion Rhein-Neckar als Modellre-

gion Wasserstoff.“ 
Wasserstoff als Grundlage nachhaltiger Mobilität 
hier: Sachstandbericht 

 
 
I. Beschlussvorschlag 
 
Die Verbandsversammlung nimmt Kenntnis von den Aktivitäten zur Entwicklung der MRN zur 
Wasserstoffmodellregion und unterstützt den Antrag H2 Valley im Rahmen des gleichnamigen 
EU-Förderprojekts.   

 
 
II. Sachverhalt 
 
Beim Vollzug der Energiewende wird dem Energieträger Wasserstoff (H2) eine wichtige Be-
deutung beigemessen. Wasserstoff ist ein wichtiger Baustein für Produkte in der chemischen 
Industrie. Heutzutage werden große Mengen an Wasserstoff großtechnisch über Dampfrefor-
mierung aus fossilem Erdgas hergestellt. Zur klimaneutralen Herstellung bieten sich der Ein-
satz von Biogas in diesem Prozess oder der Einsatz von Grünstrom in der Wasser-Elektrolyse 
an. Damit kann grüner Wasserstoff nahezu unbegrenzt verfügbar gemacht werden. Da er zu-
dem sehr gut speicherbar ist, kann man überschüssigen Strom umwandeln und in Form von 
Wasserstoff speichern, der anschließend in verschiedensten Anwendungen genutzt werden 
kann. 
 
Als Industriestandort und eines der größten Chemieareale der Welt verfügt die Metropolregion 
Rhein-Neckar über ein großes Potential zur Entwicklung als Modellregion Wasserstoff. Was-
serstoff wird neben dem Industriebereich auch insbesondere im Bereich der klimafreundlichen 
Mobilität eine große Bedeutung erlangen. Ferner ist Wasserstoff auch im Bereich Heat and 
Power Generation einsetzbar. 
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Die EU hat für Frühjahr 2019 einen Call zur weiteren Verbreitung von Wasserstoff angekün-
digt. Es soll eine Region in Europa mit max. 20 Mio. € gefördert werden, wobei ein Projektvo-
lumen von 80 Mio. € zugrunde gelegt wird. In den drei Sektoren Transportation, Industry und 
Heat and Power Generation sollen Anwendungen für den Einsatz von Wasserstoff gefunden 
werden. Unter anderem verfolgt die EU auch das Ziel, Wasserstoff aus Überschussstrom 
(Wind- oder Solarenergie) zu nutzen und damit zur Netzstabilität beizutragen. 
 
Zu Beginn des Projektes ist der Einsatz von 25% grünem Wasserstoff Voraussetzung, zum 
Ende (nach 6 Jahren Projektlaufzeit) müssen es 75% sein.  
Im Zuge der Vorbereitung einer Projektskizze wurden zum einen die Potentiale in der MRN 
untersucht und zum anderen ein Konsortium aus regionalen Stakeholdern (BASF, Air Liquide, 
Alstom, RNV, Stadt Heidelberg, Stadt Mannheim, MVV, Pfalzwerke, SAP, HeidelbergCement) 
gegründet.  
 
Zur Konkretisierung der Projektbausteine sind noch weitere Abstimmungsgespräche erforder-
lich. Dabei sollen insbesondere auch die drei Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen und 
Rheinland-Pfalz einbezogen werden. Unabhängig eines erfolgreichen EU-Antrags sollte die 
Entwicklung der MRN zu einer Wasserstoff-Modellregion weiter betrieben werden. Dazu wird 
auch eine detaillierte Potentialanalyse erforderlich sein, nicht zuletzt, um auch an die Förder-
töpfe von Bund und Ländern zu gelangen.  
Weitere Erläuterungen erfolgen in der Sitzung. 
 
III. Finanzierung 
 
Für das Projekt H2 Valley wird davon ausgegangen, dass die Kofinanzierung über die Industrie 
sowie Drittmittel von Bund und Ländern erfolgt. Die Kosten des Antragsmanagements werden 
möglicherweise vom Land BW übernommen, ansonsten von den Projektpartnern. Für die Po-
tentialanalyse wird angestrebt, die ohnedies vom Umweltministerium BW geplante Erhebung 
auch auf die beiden Landesteile Hessen und Rheinland-Pfalz auszudehnen, andernfalls wird 
eine Finanzierung über die Projektpartner vorgeschlagen. 
 
gez. Bernd Kappenstein 



 1

 
VERBAND REGION RHEIN-NECKAR 
 
 
 

Mannheim, den 23.11.2017 
Az: 021 03 

GL/Ri 
 
 
35. Sitzung der Verbandsversammlung des Verbandes Region Rhein-Neckar am 
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Tagesordnungspunkt 6: Haushaltswesen des Verbandes Region Rhein-Neckar 

a) Beschluss der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes 2019 
b) Zuschuss an die Metropolregion Rhein-Neckar GmbH im Jahre 2019 

für Trägerschaftaufgaben Wirtschaftsförderung 
hier: Beschlussfassung 

 
 
I. Beschlussempfehlung 
 
a) Die Verbandsversammlung beschließt die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan für 

das Haushaltsjahr 2019 gemäß Anlage. 
b) Der Verband Region Rhein-Neckar zahlt im Jahre 2019 zusätzlich zum 

Gesellschafteranteil einen allgemeinen Zuschuss an die Metropolregion Rhein-Neckar 
GmbH in Höhe von 170.000 € aus. 

 
 
II. Sachverhalt 
 
a). Beschluss der Haushaltssatzung 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde im Ältestenrat in seiner Sitzung am 25. Oktober 2018 und im 
Verwaltungsrat in seiner Sitzung am 23. November 2018 vorberaten. Beide Gremien haben die 
obige Beschlussempfehlung an die Verbandsversammlung (siehe I.a) ausgesprochen.  
 
Rechtliche Grundlagen. 
Gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Staatsvertrages zwischen den Ländern Baden-Württemberg, 
Hessen und Rheinland-Pfalz vom 26. Juli 2005 gilt für den Verband das Gesetz über Kommunale 
Zusammenarbeit von Baden-Württemberg vom 16. September 1974. § 18 dieses Gesetzes 
bestimmt, dass für die Wirtschaftsführung des Verbandes die Vorschriften über das 
Gemeindewirtschaftsrecht, also insbesondere die Gemeindeordnung und die 
Gemeindehaushaltsverordnung des Landes Baden-Württemberg gelten. 
 
Auf der Grundlage dieser beiden Rechtsnormen wurde in Baden-Württemberg im Jahre 2009 das 
Gesetz zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts verabschiedet und in 2013 nochmals 
angepasst. Diese Rechtsnorm besagt, dass die kommunale Doppik bei allen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, also auch bei den Regionalverbänden Baden-Württembergs innerhalb einer 
mehrjährigen Übergangsfrist bis spätestens 01.01.2020 eingeführt werden muss. Ein Wahlrecht 
zwischen bestehender Kameralistik und kommunaler Doppik gibt es damit nicht mehr. Aus diesem 
Grunde hat der Verband Region Rhein-Neckar in Abstimmung mit acht weiteren 
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Regionalverbänden in Baden-Württemberg seine Buchhaltung zum 01. Januar 2018 auf die 
Doppik umgestellt. 
 
Ausgangssituation 
Vor dem Hintergrund steigender Ausgaben bei Personal- und Sachkosten sowie des 
bevorstehenden Umzuges der Verbandsverwaltung in neue Büroräume hat der Ältestenrat bereits 
in seiner Sitzung am 14. November 2016 empfohlen, dass die Verbandsverwaltung ein 
Eckpunktepapier für das Jahr 2018 und die Folgejahre ausarbeiten sollte. Dieses sollte einerseits 
eine solide Finanzgrundlage für den Verband und andererseits wieder eine stabile Umlage für die 
betroffenen Mitgliedskörperschaften über mehrere Jahre gewährleisten.  
 
Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung am 02. Juni 2017 über dieses Eckpunktepapier zum 
Haushaltsplan 2018 und die Mittelfristige Finanzplanung 2018 – 2022 beraten und beschlossen.  
 
Die Inhalte dieses Eckpunktepapiers wurden im vorliegenden Haushaltsplanentwurf für 2019 
konkretisiert und eingearbeitet. Die wichtigsten Eckpunkte werden im Folgenden nochmals 
erläutert. 
 
 
Ergebnishaushalt 2019 
 
Der vorliegende Haushaltsplan besteht aus vier Teilhaushalten, neun Produktgruppen und 
darunter 19 Produkten. Hieraus ergibt sich die folgende Grobgliederung (Feingliederung siehe 
Produktplan - Anlage 2 zum Haushaltsplan). 
 
Teilhaushalt 1: Innere Verwaltung 

Produktgruppe 11.10:  Steuerung (Organe) 
Produktgruppe 11.11:  Organisation 
 

Teilhaushalt 2: Regionalplanung 
Produktgruppe 51.10:  Regionalplanung 
Produktgruppe 51.12:  Sonstige Regionalplanung 
 

Teilhaushalt 3: Regionalentwicklung 
Produktgruppe 57.10:  Wirtschaftsförderung, Standortmarketing, Tourismus 
Produktgruppe 57.12:  EU-Angelegenheiten; Grenzüberschreit. Zusammenarbeit;  
  

Teilhaushalt 4: Allgemeine Finanzwirtschaft 
Produktgruppe 61.10:  Allgemeine Umlagen 
Produktgruppe 61.20:  Allgemeine Finanzwirtschaft 
Produktgruppe 61.30:  Abwicklung der Vorjahre 

 
Bei Erstellung des vorliegenden Haushaltsplanentwurfes für 2019 wurden über die einzelnen 
Sachkonten die Erträge und Aufwendungen ermittelt. Diese setzen sich demnach wie folgt 
zusammen: 
 
Erträge: 
Zuweisungen und Zuwendungen             649.100 € 
Verbandsumlage             4.225.000 € 
Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte          50.300 € 
Kostenerstattungen und Kostenumlagen         336.900 € 
Zinsen und ähnliche Erträge                  100 € 
Veranschlagtes ordentliches Ergebnis (Verlust)*       257.900 € 
gesamt:           5.519.300 € 
 
Aufwendungen: 
Die Aufwendungen setzen sich laut den ersten Berechnungen wie folgt zusammen: 
Personalausgaben         2.829.500 € 



 3

Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit        130.000 € 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen    1.498.800 € 
Abschreibungen               78.000 € 
Transferaufwendungen            500.000 € 
Sonstige ordentliche Aufwendungen                    433.000 € 
gesamt:           5.519.300 € 
 
Veranschlagtes ordentliches Ergebnis: 
 
* Das wichtigste Kriterium zur Bewertung des Ergebnishaushalts wird in den künftigen Haushalten 
das veranschlagte ordentliche Ergebnis sein. Im vorliegenden Entwurf des Haushaltsplanes 2019 
schließt dieses mit einem Verlust von 257.900 €. Dieser Verlust erklärt sich zu einem Teil durch die 
Tatsache, dass bestimmte Maßnahmen in 2018 nicht abgeschlossen werden konnten und sich in 
das Jahr 2019 verschieben werden. Da diese Mittel dann neu geplant werden müssen, führt dies 
zu einem höheren Verlust in 2019. Gleichzeitig ist aber auch eine Einsparung in 2018 zu erwarten, 
die zu einer höheren Ansparung der Rücklage führen wird. Im vorliegenden Fall ist im Jahr 2018 
eine Einsparung in Höhe von zirka 178.000 € zu erwarten.  
 
Das Haushaltsvolumen steigt von 5.454.700 € in 2018 auf 5.519.300 € im Jahre 2019. Gründe 
hierfür sind: 

- Die Personalkosten werden steigen von 2.834.000 € im Jahre 2018 auf einen Planansatz 
von insgesamt.2.966.700 €. Zum einen liegt dies an der Schaffung einer neuen Stelle im 
Rahmen des Mitarbeiterunterstützungsprogrammes MuP (bei einem Zuschuss aus 
Bundemitteln in Höhe von 80%). Zum zweiten schlägt hier die Tariferhöhung des TVöD zu 
Buche. Die Personalkosten werden nochmals in einem eigenen Absatz genauer erläutert.  

- Auch im Jahre 2019 ist eine Anhebung des Grundzuschusses an die MRN GmbH um 
100.000 € (auf 500.000 €) eingeplant (siehe Erläuterung unten).  

- Im Zuge der Digitalisierung sind im Haushalt 2019 zusätzliche Mittel für ein 
Sitzungsmanagement-System, eine Erweiterung des bestehenden 
Dokumentenmanagement-Systems sowie die Einführung der E-Rechnung vorzusehen. 

- Ebenfalls sind im Haushalt Mittel für Beraterleistungen und zur Umsetzung von 
Maßnahmen im Zuge der Informationssicherheit in Höhe von 25.000 € vorzusehen. 

- Eine weitere Maßnahme, welche sich auf das Jahresergebnis auswirkt ist das 
Verkehrsmodell, welches im vorliegenden Entwurf mit 100.000 € an Einmalkosten 
veranschlagt ist.  

 
Weitere Eckpunkte des Haushaltsplanes 2019 wurden wie folgt budgetiert: 
 
Personalausgaben 
 
Die Personalkosten haben sich in den vergangenen fünf Jahren wie folgt entwickelt: 
Haushaltsjahr 2014:  2.486.399,15 € 
Haushaltsjahr 2015:  2.523.910,78 € 
Haushaltsjahr 2016:  2.576.861,16 € 
Haushaltsjahr 2017:  2.647.196,80 € 
Haushaltsjahr 2018:  2.834.000,00 € 
Haushaltsjahr 2019:  2.966.700,00 € 
 
Im vorliegenden Haushaltsplan werden die Personalausgaben 2019 wie folgt dargestellt: 
Personalausgaben:  2.829.500,00 € 
Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit:    130.000,00 € 
Sonstige Aufwendungen (Personalnebenkosten)        7.200,00 € 
Insgesamt:  2.966.700,00 € 
 
Die Steigerung der Personalkosten gegenüber den Vorjahren begründet sich weiterhin wie folgt: 

 tarifliche Steigerungen: 
- zum 01.03.2014 um 3,0 % 
- zum 01.03.2015 um 2,4 % 



 4

- zum 01.03.2016 um 2,4 % 
- zum 01.03.2017 um 2,35 % 
- zum 01.03.2018 um mindestens 2,77 % (gestaffelt) 
- zum 01.04.2019 um mindestens 2,85 % (gestaffelt) 

 

Bei den Personalkosten ist im Haushalt 2019 ein Kostenanstieg in Höhe von ca. 132.700 € 
gegenüber 2018 zu erwarten. Die Personalkosten liegen dann für 2019 laut Haushaltsplanentwurf 
bei 2.966.700 € (inklusive Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit und Personalnebenkosten 
wie den Vorjahren). 

Gründe hierfür sind: 

 Tarifliche Steigerung zum 01.04.2019 (bei 2,77 % sind dies ca. 62.000 €). 
 Die regulären Entwicklungsstufensteigerungen werden nach den Regelungen des TVöD bei 

mehreren Mitarbeitern umzusetzen sein. 
 Der Arbeitsbereich Mobilität wurde aufgewertet und erweitert um die Stelle eines Referenten für 

Mobilität und Verkehr. Diese Stelle wird gefördert im Rahmen des Landesprogrammes 
„Luftreinhaltung in Kommunen“. Neben der strategischen Verkehrsplanung sollen hier künftig 
regionale Koordinations- und Managementaufgaben im fach- und sektorenübergreifenden 
Zukunftsfeld „Mobilität“ im Focus stehen (siehe unten Leitbild Verkehr). 

 Im Rahmen des Mitarbeiterunterstützungsprogramms MuP wird in der Aufbauphase eines 
Vereins eine befristete Stelle beim Verband eingerichtet. Der noch zu gründende Verein soll im 
Laufe der Projektphase die Trägerschaft übernehmen und von tragenden Institutionen der 
Region gesteuert werden. Das Projekt wird im Rahmen des Projektes psyGA von der Initiative 
Neue Qualität der Arbeit (INQA) durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gefördert. 

 

Allerdings stehen diesen Mehrausgaben auch Minderausgaben gegenüber: 

 Da der Verband den Empfang und die Telefonzentrale auch für die MRN GmbH und den ZMRN 
e.V. bereithält, bekommt er von diesen Institutionen eine Rückerstattung in Höhe von 50 % der 
Personalkosten einer Arbeitskraft (zirka 27.500 €).  

 Auf der Einnahmeseite stehen diesen Ausgaben Rückerstattungen bzw. Zuschüsse (u.a. zu 
den Personalkosten) in Höhe von ca. 185.000 € gegenüber (Rückerstattung von Eurodistrict 
REGIO PAMINA; Landesprogramm Luftreinhaltung in Kommunen; Kompetenzzentrum 
Windenergie; Mitarbeiterunterstützungsprogramm MuP). 

 In der Gesamtbetrachtung der Personalkosten macht sich auch bemerkbar, dass nach dem 
Abgang von älteren Mitarbeitern junge Berufseinsteiger nachfolgen. (Eurodistrict REGIO 
PAMINA; Referent/in für Tourismus; Elternzeitvertretungen) 

 
 
Erhöhung der Gesellschafterbeiträge zur MRN GmbH 
Der Gesellschafteranteil des Verbandes Region Rhein-Neckar wurde zuletzt 2014 erhöht. Alle 
Kostensteigerungen der letzten vier Jahre schlagen auch dort bei den Grundkosten 
(Mietsteigerung, zusätzliche Abschreibung von Vermögensgegenständen, Steigerung von 
Personalkosten) zu Buche, Aus diesem Grunde wurde in der Gesellschafterversammlung der MRN 
GmbH vom 12. Mai 2017 die Möglichkeit einer Anhebung der Grundzuschüsse beraten. Eine 
solche Erhöhung wurde beim VRRN erstmals im Haushalt 2018 eingeplant. Der Grundzuschuss 
würde dann bei 500.000 € liegen. Voraussetzung für die Auszahlung des erhöhten Betrages wäre, 
dass alle Gesellschafter eine Erhöhung ihres Grundzuschusses vornehmen. Da diese erhöhten 
Zahlungen in 2018 nicht zu erwarten sind, wird voraussichtlich nur der gleiche Betrag wie bisher 
(400.000 €) ausbezahlt.  
 
 
Schwerpunkt Mobilität und Verkehr 
Im Themenfeld Mobilität und Verkehr wird der Verband Region Rhein-Neckar aufgrund der 
folgenden Aufgabenstellungen in den kommenden Jahren einen Schwerpunkt setzen. 
 
Bereits in seiner Sitzung am 28.09.18 hat der Planungsausschuss beschlossen, die Studie 
„Analyse der Ausgangssituation für Klimaschutzaktivitäten im Verkehr für die Metropolregion 
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Rhein-Neckar“ zu vergeben. Der Auftrag an das IFEU-Institut in Heidelberg wurde zwischenzeitlich 
gemeinsam mit dem Kooperationspartner Verkehrsverbund Rhein-Neckar erteilt. Die Fertigstellung 
ist für das Frühjahr 2019 vorgesehen.  
Der Grundsatzbeschluss zur Erarbeitung einer Maßnahmenstrategie zur Gestaltung einer 
nachhaltigen und möglichst emissionsarmen Mobilität wurde bereits 2015 als zentraler Baustein 
eines ganzheitlichen Mobilitätskonzeptes für die Metropolregion gefasst. Die Erarbeitung einer 
regionalen „Strategie für eine nachhaltige Mobilität“ soll den gemeinsamen Masterplan Green City 
der drei Oberzentren sinnvoll um gesamtregionale Aspekte ergänzen und abgestimmt erweitern.  
In einem weiteren Schritt sollen in einem sich daran anschließenden Moderations- und 
Entscheidungsprozess geeignete Maßnahmen unter Berücksichtigung der Green City Pläne 
definiert und in eine regionale Umsetzung gebracht werden. 
 
Der Verband hat sich gemeinsam mit dem VRN, abgestimmt mit den Ländern, an der Studie 
„Mobilität in Deutschland“ (MiD) beteiligt. Die Vorstellung der Ergebnisse im 
Bundesverkehrsministerium in Berlin erfolgte am 14./15.11.18 durch das Büro INFAS aus Bonn. Im 
Anschluss werden die umfangreichen Daten für die Region ausgewertet und gemeinsam mit dem 
VRN ein Bericht mit den Ergebnissen für die Region erstellt. Die Mobilitätsdaten sollen den 
Kommunen für eigene Planungen zur Verfügung gestellt werden und fließen als eine Grundlage in 
das geplante Verkehrsmodell ein.  
 
Auf politischer Ebene wurde mit Vertretern der Städte Ludwigshafen, Mannheim und der Wirtschaft 
und dem VRRN die Gesprächsrunde „Verkehr“ eingerichtet. Diese Runde setzt sich mit der 
aktuellen Situation der Sanierungsbedürftigkeit der Hochstraßen in Ludwigshafen und den 
Auswirkungen auf die regionalen Verkehrsbeziehungen auseinander. Der Verband hat die Aufgabe 
übernommen, ein mit allen Beteiligten abgestimmtes Strategiepapier mit Blick auf den 
notwendigen regionalen Schulterschluss zu den Finanzierungsnotwendigkeiten, aber auch auf die 
gemeinsame „Öffentlichkeitsarbeit“ zu erstellen. Zudem gilt es, die vielfältigen begleitenden 
Maßnahmen während der Arbeiten an den Hochstraßen in einem Gesamtkonzept zu koordinieren 
und einen Zeitplan zu entwerfen. Im AK Baustellenkoordination wird parallel die Baustellensituation 
im Kernraum der MRN insgesamt möglichst weitgehend optimiert. 
 
Als Teil der o.g. Strategie soll für den Kernraum der Region („Autobahnring“ A6/A61) ein 
einheitliches Verkehrsmodell zur Abschätzung und Vorausschau von Verkehrsströmen erstellt 
werden. Das Modell soll dabei aus den Verkehrsmodellen der Städte Mannheim und Ludwigshafen 
entwickelt werden. Da eine Harmonisierung der beiden Modelle nicht ohne weiteres möglich ist, 
schlägt die Verbandsverwaltung ein gestuftes Vorgehen vor. Dies ermöglicht es, sowohl kurzfristig 
in einem Rahmen von bis zu einem Jahr ein Grundmodell verfügbar zu haben, als auch langfristig 
ein detailliertes Modell zu entwickeln, das auch mehrere Verkehrsträger integrieren kann.  
 
Der Grundsatzbeschluss zur Erarbeitung einer Maßnahmenstrategie zur Gestaltung einer 
nachhaltigen und möglichst emissionsarmen Mobilität wurde bereits 2015 als zentraler Baustein 
eines ganzheitlichen Mobilitätskonzeptes für die Metropolregion gefasst. Die Erarbeitung einer 
regionalen „Strategie für eine nachhaltige Mobilität“ soll den gemeinsamen Masterplan Green City 
der drei Oberzentren sinnvoll um gesamtregionale Aspekte ergänzen und abgestimmt erweitern. In 
einem weiteren Schritt sollen in einem sich daran anschließenden Moderations- und 
Entscheidungsprozess geeignete Maßnahmen unter Berücksichtigung der Green City Pläne 
definiert und in eine regionale Umsetzung gebracht werden. 
 
Der Arbeitsbereich Mobilität wurde im Jahre 2018 durch eine neue, zusätzliche Stelle eines 
Referenten für Mobilität und Verkehr ergänzt und aufgewertet. Neben der strategischen 
Verkehrsplanung sollen hier künftig regionale Koordinations- und Managementaufgaben im fach- 
und sektorenübergreifenden Zukunftsfeld „Mobilität“ im Focus stehen. Diese Stelle wird durch das 
Land Baden-Württemberg mit einem Zuschuss in Höhe von 124.600 € über zwei Jahre hinweg 
gefördert.  
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Strategische Fortschreibung des Einheitlichen Regionalplans 
Gewerbeflächenstudie 
Im Jahre 2018 wurde die „Regionale Gewerbeflächenstudie Rhein-Neckar 2030“ in Auftrag 
gegeben. Ziel ist es einerseits eine regionsweite Analyse von Bedarfs- und Nachfragepotentialen 
zu erhalten und andererseits die Mobilisierungsmöglichkeit der vorhandenen und ggf. neuer 
Flächenpotentiale zu untersuchen. Erste Ergebnisse sollen noch vor Jahresende 2018 vorliegen. 
Die Studie ist mit einem Budget von 100.000 € veranschlagt. Voraussichtlich im Jahre 2019 startet 
darauf aufbauend die Teilfortschreibung „Gewerbliche Bauflächen“ des Einheitlichen 
Regionalplans Rhein-Neckar und soll bis Ende 2020 abgeschlossen sein.  
 
Wohnbauflächenentwicklung 
Der Verband führt im laufenden Jahr 2018 als Vorbereitung auf das formelle Verfahren zur 
Fortschreibung des Plankapitels „Wohnbauflächen“ des Einheitlichen Regionalplans eine 
informelle Beteiligungsrunde der Kommunen durch, um die bisher erarbeiteten Inhalte der neuen 
regionalen Siedlungsflächenkonzeption mit den Kommunen und Trägern der 
Flächennutzungsplanung frühzeitig abzustimmen. Mit Blick auf eine Flächenbilanzierung wird 
hierbei die neu entwickelte Methodik zur kommunalen Wohnbauflächenbedarfsermittlung 
vorgestellt. Diese dient als Grundlage für ein regionales Siedlungsmonitoring. Sie wurde 
zwischenzeitlich auf die gesamte Region „ausgerollt“ und kann künftig von allen Kommunen 
eigenständig genutzt werden.  
Die Ergebnisse der informellen Beteiligungsrunde sollen den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen 
für die kommunale Bauleitplanung aufzeigen. Sie werden damit die Grundlage für die Diskussion 
über mögliche Änderungen der Raumnutzungskarte des Einheitlichen Regionalplans für das 
anschließende formelle Verfahren bilden. 
 
Landschaftskonzept 2020 
Der Verband Region Rhein-Neckar erarbeitet im Rahmen der strategischen Teilfortschreibung ein 
Landschaftskonzept 2020+. Die Erarbeitung ist für die Jahre 2017 bis 2019 vorgesehen. Ergänzt 
wird dieses Konzept durch die Teilnahme des Verbandes am Modellvorhaben der Raumordnung 
„Regionale Landschaftsgestaltung“ des Bundes. Für die Laufzeit des Projektes sind 
Haushaltsmittel in Höhe von etwa 30.000 € jährlich zu veranschlagen. Bereits 2017 wurde vom 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung hierzu ein Zuschuss von bis zu 60.000 € 
bewilligt. 
 
 
MUP (Mitarbeiterunterstützungsprogramm) 
Im Rahmen des Förderprogramms „MUP-Wenn du eine Lösung brauchst“ (betriebliches 
Gesundheitsmanagement) soll eine Stelle mit zeitlicher Befristung auf ein Jahr geschaffen werden. 
Der/die Stelleninhaber/in soll die Phase der Vereinsgründung begleiten und soll ein 
Beratungsnetzwerk mit den Kommunen und privaten Arbeitgebern in der Region aufbauen und 
nach Möglichkeit die Geschäftsführung des künftigen Vereins übernehmen. 
 
 
Europäisches Filmfestival der Generationen 
Nachdem sich das Filmfestival der Generationen in den vergangenen Jahren etabliert hat und 
stetig gewachsen ist, wird es in 2019 in die 10. Auflage gehen und ein erstes Jubiläum erleben. 
 
 
EU-Förderperiode 2021-2027 
Auch im Jahre 2019 wird der Verband das Ziel verfolgen, an der Verbesserung der Beteiligung an 
den EU-Strukturförderprogrammen aktiv teilzuhaben. In den aktuellen Förderprogrammen CHIPS 
(CO2-armer Pendlerverkehr) und RAISE IT (Verbesserung der Vernetzung des 
Personenfernverkehrs auf der Schiene entlang des Korridors Rotterdam-Genua) wird der Verband 
im Jahre 2019 42.000 € investieren bei Zuschüssen von bis zu 46.000 €. 
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Finanzhaushalt 2019 
 
Im Haushaltsplan für das laufende Haushaltsjahr 2018 war zunächst eine Zuführung an den 
Ergebnishaushalt in Höhe von 153.100 € geplant. Durch die voraussichtliche Einsparung in Höhe 
von 178.000 € wird die Zuführung an den Ergebnishaushalt entfallen und es wird sogar eine 
geringe Zuführung des Ergebnishaushalts an den Finanzhaushalt in Höhe von 24.900 € geben.  
Da jedoch im Finanzhaushalt auch Investitionen in Höhe von zirka 150.000 € zu erwarten sind, 
werden die Finanzmittel voraussichtlich reduziert um insgesamt 125.100 €.  
 
Infolgedessen wird sich die Finanzmittelrücklage (Liquide Mittel) in 2018 von 1.053.266,73 € 
verringern auf zirka 928.000 €.  
 
In der Mittelfristigen Finanzplanung waren für die Umzüge des VRRN in den Jahren 2017 und 
2018 zunächst Mittel in Höhe von 300.000 € (Umzugskosten, Technik, Mobiliar, 
Handwerkerleistungen) vorgesehen. Nach den vorliegenden Planungen kann dieser Rahmen bei 
voraussichtlichen Ausgaben in Höhe von zirka 400.000 € und Finanzierungsbeteiligungen der 
MRN GmbH in Höhe von zirka 140.000 € (Vermögen – Rückflüsse über AfA) eingehalten werden.  
 
Rücklagen 
Ebenso wäre das Ziel eines Mindestbetrags in der Rücklage von 200.000 € sowohl bei 
Berechnung der Gewinnrücklage (Ergebnisrücklage) als auch bei Berechnung der Finanzrücklage 
erreicht. 

 Die Gewinnrücklage (vergleichbar mit der Allgemeinen Rücklage in der Kameralistik) wird 
zum Jahresende 2019 bei 560.100 € liegen. 

 Die Finanzrücklage (Liquidität) wird zum Jahresende 2019 bei 598.000 € liegen. 
 
 
Verbandsumlage 2019 
Die Verbandsumlage wurde im Jahre 2018 auf 4.225.000 € angehoben. Ziel ist, die Umlage für die 
kommenden Jahre der Mittelfristigen Finanzplanung stabil zu halten. 
 
Da zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Vorlage noch nicht die aktuellsten Einwohnerzahlen von 
den Statistischen Landesämtern bereitgestellt werden konnten, ist bei endgültigen Aufteilung der 
Umlage auf die zahlenden Gebietskörperschaften noch mit geringfügigen Änderungen zu rechnen 
(<3 %). 
 
 
Abschreibungen 
Der Verband Region Rhein-Neckar besitzt einen relativ kleinen Bestand an 
Vermögensgegenständen, da beispielweise die Büroräumlichkeiten, Dienstfahrzeuge oder 
Kopiergeräte angemietet bzw. geleast sind. 
 
Das Vermögen des Verbandes wird zum 01.01.2019 voraussichtlich bei zirka 400.000 € liegen. 
Damit wird der Gesamtbetrag der Abschreibungen im Jahre 2019 bei zirka 78.000 € (brutto) liegen. 
Da die Sitzungsräume im Erdgeschoss und der Sozialraum aber gemeinsam mit der MRN GmbH 
und dem ZMRN e.V. genutzt werden, sind Rückerstattungen von der MRN GmbH in Höhe von 
20.000 bis 25.000 € zu erwarten. Die endgültigen Zahlen werden erst nach Erstellung der ersten 
Jahresrechnung in SAPsmart feststehen.  
 
 
Auswirkungen auf die Mittelfristige Finanzplanung 2018 - 2022 
In der mittelfristigen Finanzplanung 2018 bis 2022 (Haushaltsplan S. 49-50) zeichnet sich ab, dass 
die (reinen) Personalkosten von ca. 2.834.000 € im Jahre 2018 bis auf etwa 3.046.000 € im Jahre 
2022 ansteigen werden. Bei dieser Berechnung wurden für die Jahre 2018-2022 tarifliche 
Steigerungen von je 2,5 % pro Jahr angenommen. 
 
Gleiches gilt auch für die Sachkosten. Hier werden die Miete und die Nebenkosten bei Erreichen 
eines Mindestindex im Laufe der kommenden Jahre ansteigen. Gleichzeitig sind 
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Kostensteigerungen in den Bereichen EDV-Ausstattung, Veranstaltungs- und Projektkosten zu 
erwarten.  
 
Diese Steigerungen bei Personal- und Sachkosten werden dazu führen, dass die Rücklagen in den 
kommenden Jahren wie vorhergesehen, sukzessive abgebaut werden.  
 
 
b) Allgemeiner Zuschuss an die Metropolregion Rhein-Neckar GmbH für 

Trägerschaftsaufgaben Wirtschaftsförderung 
 
Die Metropolregion Rhein-Neckar GmbH (MRN GmbH) bewirtschaftet im Geschäftsjahr 2019 ein 
Gesamtbudget in Höhe von voraussichtlich EUR 5,0 Mio. 
 
An diesem Gesamtbudget beteiligt sich der Verband Region Rhein-Neckar mit einem jährlichen 
Zuschuss im Rahmen der Grundfinanzierung mit einem Betrag von 400.000 EUR. Dieser dient im 
Wesentlichen der Teilfinanzierung von Miete, Infrastruktur/Betriebskosten und des eigenen 
Personals. Die verbleibenden Finanzmittel zur Deckung des Gesamtbudgets stellen die regionale 
Wirtschaft sowie Fördermittelgeber der öffentlichen Hand zur Verfügung. 
 
Für die Durchführung ihrer Tätigkeiten im Jahre 2019 beantragt die Metropolregion Rhein-Neckar 
GmbH darüber hinaus einen Zuschuss von EUR 170.000 und will ihn wie folgt einsetzen:  
 
 
Fachbereich Energie und Mobilität: 
Regionales Energiekonzept 
Der Fachbereich Energie & Mobilität ist mit der Ausführung von Maßnahmen aus dem Regionalen 
Energiekonzept beauftragt. Einen Schwerpunkt in der Fortschreibung des Regionalen 
Energiekonzepts bildet der Ausbau und die Verbreitung der klimafreundlichen Antriebstechnologie 
im Mobilitätsbereich. Im Einzelnen handelt es sich um die Elektrifizierung von kommunalen 
Fuhrparks und Bauhöfen, um klimafreundliche Mitarbeitermobilität, bestellbarem Car Sharing, 
interkommunalem Car Sharing/Pooling und eines flächendeckenden Ladestelleninformation-
systems. Im Bereich von Smart City/Region führt der Fachbereich Energie & Mobilität als Beitrag 
zur First Mover Community das Projekt Smart Parking aus. Eine Regionalkonferenz 
Mobilitätswende, die gemeinsam mit der Technologieregion Karlsruhe im Pfalzbau in 
Ludwigshafen veranstaltet wird, zahlt ebenfalls auf das Regionale Energiekonzept ein.  
 
Fachbereich Kommunikation und Marketing: 
ExpoReal 
Der Verband unterstützt den Fachbereich Kommunikation und Marketing bei der Umsetzung der 
Maßnahmen auf der Immobilienmarktmesse ExpoReal, bei der auch Netzwerkpartner aus der 
Region teilnehmen. 
 
Convention Bureau 
Der Verband unterstützt das Convention Bureau Rhein-Neckar bei der Vermarktung der 
Metropolregion Rhein-Neckar als Kongress-, Tagungs- und Eventregion. Neben gemeinsamen 
Marketingaktivitäten, wie z. B. Messeauftritten bei Locations! und IMEX, Online-Marketing und 
Social-Media-Aktivitäten, berät und unterstützt das Convention Bureau bei der Planung von 
nationalen und internationalen Tagungen, Kongressen und Messen. 
 
Fachbereich Digitalisierung und E-Government: 
Themenbereich Verwaltungsvereinfachung und Kooperatives eGovernment 
Eine effizient arbeitende Verwaltung ist ein entscheidender Standortfaktor. Seit über 10 Jahren 
engagiert sich die MRN GmbH daher für die Entwicklung und Umsetzung innovativer Projekte zur 
Verbesserung der Verwaltungszusammenarbeit auf der Grundlage neuer technischer und 
rechtlicher Rahmenbedingungen. Im Fokus konkreter Anwendungsprojekte stehen dabei meist die 
Schnittstellen zwischen Wirtschaft und Verwaltung. Der Finanzierungsbeitrag des VRRN dient 
dabei fast ausschließlich als Eigenanteil im Rahmen passender Förderprojekte des Bundes bzw. 
der Länder Baden-Württemberg, Hessen bzw. Rheinland-Pfalz.  
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Der Verwendungsnachweis für das Jahr 2018 wird von der Metropolregion Rhein-Neckar GmbH in 
der ersten Sitzung des Ausschusses für Regionalentwicklung und Regionalmanagement am 
29.03.19 vorgelegt. 
 
 
 
gez. Ralph Schlusche 
 
Anlagen:   
Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes 2019  
Produktplan des VRRN  
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VERBAND REGION RHEIN-NECKAR 
       
 
       
      Mannheim, den 01.10.2018 
         GL/Er 
 

 

N i e d e r s c h r i f t  über die 34. Sitzung der Verbandsversammlung des Verbandes 
Region Rhein-Neckar am 06. Juli 2018 in Mannheim. 

 
Ö f f e n t l i c h 
 
Sitzungsbeginn:  14:00 Uhr 
 
 
Tagesordnungspunkt 1: Eröffnung und Begrüßung 
 
Der Vorsitzende Stefan Dallinger stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht ein-
geladen wurde und begrüßt die Mitglieder der Verbandsversammlung. 
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass die Beschlussfähigkeit für die anstehenden Wahlen gegeben 
ist, da mit 61 Mitgliedern mehr als die Hälfte der Mitglieder der Verbandsversammlung  anwe-
send sind. 
 
Herr Dallinger schlägt als Urkundspersonen Herrn Marcus Schaile und Herrn Armin Schowal-
ter vor. 
 
 
Beschluss (einstimmig): 
Die Verbandsversammlung benennt Herrn Marcus Schaile und Herrn Armin Schowalter 
zu Urkundspersonen. 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 2:  Vortrag von Michael Heinz, Vorstandsvorsitzender des Zukunft 

Metropolregion Rhein-Neckar e. V. 
 
Herr Dallinger bittet Herrn Michael Heinz um seinen Vortrag mit dem Titel „Mutig vorangehen 
und gemeinsam Zukunft gestalten“.  
 
Rede Michael Heinz (siehe Anlage). 
 
Der Vorsitzende dankt Herrn Heinz für seine Rede und überreicht ihm ein Weinpräsent. 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 3:  Besetzung der Verbandsversammlung  

hier: Verpflichtung von neuen Mitgliedern 
 
Der Vorsitzende zitiert zunächst die Regelungen zur Verpflichtung von neuen Mitgliedern aus 
dem Staatsvertrag. Demnach sind zur heutigen Sitzung neu zu verpflichten Herr Mark Weigel, 
Oberbürgermeister aus Neustadt a. d. W. und Frau Jutta Steinruck als neue Oberbürgermeis-
terin der Stadt Ludwigshafen. Ebenfalls ist als Nachrücker für Herrn Thomas Hornung zu vers-
pflichten Raymond Fojkar gemäß der Mitteilung der Stadt Mannheim vom 22. Juli 2014. 
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Anwesend sind Herr Mark Weigel und Herr Raymond Fojkar. 
 
Herr Dallinger liest die Verpflichtungsformel vor:  
 
„Ich gelobe treue der Verfassung gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte Erfüllung meiner 
Pflichten“. Die beiden neuen Mitglieder bestätigen diesen Text.  
 
 
 
Tagesordnungspunkt 4:  Wahl des/der ersten Stellvertreters/Stellvertreterin des Ver-

bandsvorsitzenden  
 
Der Vorsitzende zitiert die Regelungen aus dem Staatsvertrag zur Wahl des/der ersten Stell-
vertreters/Stellvertreterin des Verbandsvorsitzenden. Nach dem Berechnungsverfahren 
„Sainte-Lague-Shepers“ steht diese Position der SPD-Fraktion zu. 
 
Die SPD-Fraktion hat für diese Position erneut Herrn Lothar Quast vorgeschlagen. 
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass gemäß § 34 der Geschäftsordnung des Verbandes die Mög-
lichkeit besteht offen zu wählen, wenn kein Mitglied widerspricht. Er stellt die Frage an die 
Mitglieder ob es Widerspruch gegen eine offene Wahl gibt. Er stellt fest, dass dies nicht der 
Fall ist. 
 
Herr Dallinger fordert die Mitglieder auf zur Handhebung für den einzigen Kandidaten Herrn 
Lothar Quast. 
 
Beschluss (einstimmig): 
Die Verbandsversammlung wählt Herrn Lothar Quast erneut zum ersten Stellvertreter 
des Verbandsvorsitzenden. 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 5:  Wahl des/der Verbandsdirektors/Verbandsdirektorin 
 
Herr Dallinger berichtet, dass die Amtszeit des Verbandsdirektors Herrn Ralph Schlusche zum 
30.09.2018 nach 8 Jahren abläuft. 
 
Er zitiert die Regelungen des Staatsvertrages und in der Gemeindeordnung Baden-Württem-
berg zur anstehenden Neuwahl. Hier habe die Verbandsversammlung bereits in ihrer Sitzung 
am 08.12.2017 beschlossen, auf eine Stellenausschreibung zu verzichten. Er stellt fest, dass 
diese Verpflichtung nach §11 Abs. 4 Nr. 4 Landesbeamtengesetz nicht für die Dienstposten 
der leitenden Beamten der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften 
des öffentlichen Rechts besteht. Unter diesen Regelungen fallen ausdrücklich die Regional-
verbände. 
 
Herr Dallinger bittet nun Herrn Ralph Schlusche um seine Bewerbungsrede. 
 
Rede Herr Schlusche (siehe Anlage) 
 
Der Vorsitzende dankt Herrn Schlusche für seine Rede und bittet nun zur Wahl. 
 
Der Vorsitzende stellt die Frage an die Mitglieder, ob Widerspruch gegen eine offene Wahl 
besteht und bittet gegebenenfalls um Handzeichen. Er stellt fest, dass kein Mitglied einer of-
fenen Wahl widerspricht. 
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Der Vorsitzende fordert die Mitglieder auf um Handhebung für den einzigen Kandidaten Herrn 
Ralph Schlusche. Er weist daraufhin, dass Herr Schlusche dann gewählt ist, wenn er mehr als 
die Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder auf sich vereint. Da exakt 61 stimm-
berechtigte Mitglieder anwesend sind muss die Wahl mindestens 31 Stimmen für Herrn Schlu-
sche ergeben. 
 
Der Vorsitzende bittet nun die Mitglieder um ihre Handzeichen. Er stellt das Ergebnis fest: 
 

Ja-Stimmen:   54 
Nein-Stimmen:  0 
Enthaltungen:  7 

 
Beschluss (einstimmig): 
Die Mitglieder der Verbandsversammlung wählen Herrn Ralph Schlusche bei 54 Ja-
Stimmen und 7 Enthaltungen erneut zum Verbandsdirektor. 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 6: „Interregional Alliance for the Rhine-Alpine Corridor 

Ein Zwischenbericht zu Entstehung und Arbeit des EVTZ 
 
Der Vorsitzende berichtet einleitend über die Aktivitäten des Verbandes im Rhein-Alpen-Kor-
ridor seit dem Jahre 2007. Er bittet Herrn Saalbach um seinen Vortrag. 
 
Redebeitrag Herr Saalbach (siehe Anlage) 
 
Herr Dallinger dankt Herrn Saalbach für den interessanten Sachstandsbericht zum EVTZ und 
dankt für die gute Zusammenarbeit. Er stellt auf die Anfrage an die Mitglieder, ob eine Aus-
sprache zu diesem Tagesordnungspunkt gewünscht wird, keine Wortmeldung fest. 
 
 
Der Vorsitzende Herr Dallinger schlägt vor die Tagesordnungspunkte 7 und 8 gemeinsam zu 
behandeln und zu beschließen und stellt auf Anfrage an die Mitglieder der Verbandsversamm-
lung Zustimmung fest. 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 7: Feststellung der Jahresrechnung 2017 des Verbandes Region-

Rhein-Neckar 
hier: Beschlussfassung  

 
Tagesordnungspunkt 8: Eröffnungsbilanz des Verbandes Region Rhein-Neckar zum 

01.01.2018 im SAPsmart 
 hier: Beschlussfassung 
 
Herr Dallinger verweist auf die Vorlagen zu den beiden Tagesordnungspunkten und stellt auf 
Anfrage an die Verbandsversammlung fest, dass ein Sachvortrag nicht gewünscht ist. 
 
Er bittet nun die Fraktionen um ihre Stellungnahmen zu beiden Tagesordnungspunkten. 
 
Herr Reinhard gratuliert zunächst Herrn Quast und Herrn Schlusche für die beeindruckende 
Wiederwahl in ihre Ämter. Er stellt fest, dass die Jahresrechnung 2017 die Dynamik, die man 
bereits in den Reden von Herrn Heinz, Herrn Schlusche und Herrn Saalbach hat erkennen 
können, wiederspiegele. Insbesondere sei auch der Umzug in ein Haus der Region in das 
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Herz der Stadt Mannheim nahezu reibungslos gelungen und dies sei nicht zuletzt auch Ver-
dienst des Verbandsdirektors und seiner Verwaltung. Die Fraktion der CDU stimme daher der 
Jahresrechnung 2017 und der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2018 zu. 
 
Herr Baaß stellt zunächst bei Bewertung der Jahresrechnung fest, dass die Fülle der Aufga-
ben, die durch den Verband geleistet werden, sehr beachtlich ist. Dennoch müsse er immer 
wieder feststellen, dass die Errungenschaften des Verbandes in vielen Kommunen nur unzu-
reichend geschätzt werden. Dies lege wohl daran, dass viele Kommunen sich nicht wirklich 
innerlich mit der Region verbunden fühlen. Aber genau diese innere Verbundenheit wäre drin-
gend erforderlich wenn die Metropolregion Rhein-Neckar bis in das Jahr 2025 als eine der 
stärksten und wettbewerbsfähigsten Regionen in Europa bekannt und anerkannt sein möchte.  
 
Deshalb sei es besonders wichtig, dass das regionale Selbstverständnis von dem auch Herr 
Heinz gesprochen habe, in der ganzen Region ankommen müsse. Es müsse daher auch Auf-
gabe im Rahmen der Markenstrategie sein, dass man sich über Aktivitäten Gedanken mache, 
die das regionale Selbstverständnis schärfen. Ein wichtiger Faktor sei hier z. B., dass der Pro-
fit, der jeder einzelnen Kommune zukomme, herausgearbeitet und sichtbar gemacht werde. 
Auch im Thema Mobilität sei nicht der Verband derjenige, der Straßen oder Schienenstrecken 
baut. Aber er kann das Verständnis dafür fördern, dass eine tatsächliche Verbesserung des 
kompletten Mobilitätsnetzes nur gemeinsam möglich ist. 
 
Herr Baaß bedankt sich bei Verwaltung, Verbandsversammlung der Metropolregion Rhein-
Neckar GmbH und dem ZMRN e. V. für ein gutes und produktives Miteinander.  
 
Herr Zellner gratuliert ebenfalls Herrn Quast und Herrn Schlusche zur ihrer eindeutigen Wahl. 
Er stellt fest, dass die Jahresrechnung in der Regel wichtiger ist als der Haushalt, da es sich 
hier um konkrete Zahlen handle. Er bedankt sich herzlich bei Herrn Schlusche und der Ver-
bandsverwaltung für das Geleistete im Jahre 2017. Insbesondere sei es gelungen ein Haus 
der Region zu schaffen und die notwendigen Gewerke dazu umzusetzen. Deshalb stimme 
seine Fraktion der Jahresrechnung 2017 zu. Allerdings müsse man auch bedenken, dass be-
stimmte Mittel erst gar nicht abgeflossen seien so z. B. bei der dritten Offenlage zur Windkraft. 
Hier gebe es schwerwiegende und ernstzunehmende Einwendungen von Behörden und Bür-
gern. Von Seiten der Fraktion der Freien Wähler sei man sehr darauf bedacht, dass die Höhen 
des Odenwaldes nicht mit Windkrafträdern überfrachtet werden, was beispielsweise zu einer 
deutlich höheren Besetzung als in Südhessen führen würde. Herr Zellner kündigt an, dass er 
noch heute einen Antrag übergeben werde, der die Verwaltung auffordert, hier Gespräche zu 
führen um möglichst gleichberechtigte Lösungen zu finden. Dieser Antrag könne aber auch 
beispielsweise in einem Ausschuss behandelt werden.Generell erfreulich sei, dass die Rück-
lage mit 870.000 € sehr gut bestückt sei. Man bitte hier jedoch, auch zukünftig keine Luxus-
ausgaben zu tätigen, sondern ersparte Mittel zu verwenden um die Rücklage in den kommen-
den Jahren stabil zu halten.  
 
Herr Zellner dankt abschließend der Verwaltung und den Mitgliedern der Verbandsversamm-
lung für die gute Zusammenarbeit und kündigt Zustimmung seiner Fraktion zu den beiden 
Tagesordnungspunkten 7 und 8 an. 
 
Herr Weisbrod stellt zunächst fest, dass der Verband im Jahre 2017 gut gewirtschaftet habe 
und dass seine Fraktion deshalb sowohl dem Tagesordnungspunkt 7 als auch dem Tagesord-
nungspunkt 8 zustimmen werde. Da es sich bei der Region um Städte und Landkreise in drei 
verschiedenen Bundesländern handle, müsse man hier grenzüberschreitend gut zusammen-
arbeiten.  
 
Wenn man nun die Ziele der Region aus dem Jahre 2005 vergleiche mit dem, was man heute 
erreicht habe, müsse man deutlich Defizite erkennen. Wenn man sich die Internetseite des 
Verbandes anschaue, seien hier zahlreiche regionale Aufgaben aufgezeigt, die von einem re-
lativ kleinen Verband abgearbeitet werden müssen. Dennoch stelle man sich diesen Aufgaben. 
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Hervorzuheben sei hierbei die Verkehrsproblematik die in mehrerlei Hinsicht zu Problemen 
führt und ebenfalls dringend angegangen werden muss.  
 
Beim Thema Europa sei das Problem, dass nach wie vor zu sehr in finanziellen Dimensionen 
gedacht werde und weniger der eigentliche europäische Gedanke im Vordergrund stehe. Hier 
appelliere die Fraktion der Grünen, wieder mehr den eigentlichen europäischen Gedanken der 
Gemeinsamkeit in den Vordergrund zu stellen. Bei der Umstellung auf das neue kommunale 
Haushalts- und Rechnungswesen habe man als Körperschaft des öffentlichen Rechts wenig 
Spielraum. Deshalb stimme die Fraktion auch dem Tagesordnungspunkt 8 zu. 
 
 
Zu Tagesordnungspunkt 7: 
 
Beschluss (einstimmig): 
Die Verbandsversammlung nimmt von der Jahresrechnung 2017 des Verbandes Region 
Rhein-Neckar Kenntnis und stellt diese nach § 95 Absatz 2 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg fest auf: 

1. Verwaltungshaushalt      4.440.075,10 € 
   in Einnahmen und Ausgaben 
 2. Vermögenshaushalt         291.783,11 € 
  in Einnahmen und Ausgaben  
 3. Gesamthaushalt       4.751.858,21 € 
  in Einnahmen und Ausgaben  
 4. Zuführung zum Vermögenshaushalt       291.783,11 € 
 5.  Zuführung zur allgemeinen Rücklage       176.863,37 € 
 6.  Stand der Rücklage zum 31.12.2017       869.917,73 € 
 7. Die Kassenreste im Verwaltungshaushalt und Vermögenshaushalt werden wie 

folgt festgestellt: 
  Einnahmen (Verwaltungshaushalt)                52,00 € 
  Ausgaben (Verwaltungshaushalt)       185.077,00 € 
  Einnahmen (Vermögenshaushalt)                  0,00 € 
  Ausgaben (Vermögenshaushalt)                   0,00 € 
 8. Budgetübertrag 

 Die im Jahre 2017 nicht verausgabten Haushaltsmittel der vier Budgetbereiche 
werden jeweils gem. § 19 Abs. 1 Gemeindehaushaltsverordnung BW (GemHVO 
BW) für übertragbar erklärt und werden damit dem Haushalt 2018 zusätzlich zur 
Verfügung stehen. 

 9. Vermögensrechnung 
  Geldanlagen zum 31.12.2017                   0,00 € 
  (Tagesgeld unter Ziff. 6 - Kassenbestand) 
 10. Stand der allgemeinen Rücklage zum 31.12.2017     869.917,73 € 
 11. Stand der Schulden                    0,00 € 
 
 
Zu Tagesordnungspunkt 8: 
 
Beschluss (einstimmig): 
Die Verbandsversammlung stellt die Eröffnungsbilanz zum 1.Januar 2018 des Verban-
des Region Rhein-Neckar gemäß §§ 95 der Gemeindeordnung BW und § 62 der 
GemHVO BW fest mit : 
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einer Bilanzsumme von:  1.193.750,24 € 

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände:       30.116,70 € 

1.2 einem Sachvermögen von:       82.994,10 € 

1.3 einem Finanzvermögen von:  1.080.639,44 € 

 bei einem Bestand an liquiden Mitteln von:  1.053.411,44 € 

2.  Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten von:                0,00 € 

3.  einem Eigenkapital von:  1.008.725,24 € 

 bei einem Basiskapital von:  1.008.725,24 € 

4.  Rückstellungen von:                0,00 € 

5.  Verbindlichkeiten von:     185.077,00 € 

6. Passiven Rechnungsabgrenzungsposten von:                0,00 € 

 

 
 
Tagesordnungspunkt 9: Stellenplan 2018 

Zusätzliche Personalstelle für eine Referentin/Referenten für 
Mobilität und Verkehr 
hier: Beschlussfassung 

 
Herr Schlusche fasst den Inhalt der Vorlage zusammen. Er hebt hervor, dass es eine Grund-
voraussetzung für die Bezuschussung durch das Land Baden-Württemberg sei, dass die Stelle 
zum 30.09.2018 besetzt sei. Der Zuschuss sei so konzipiert, dass man diesen zunächst für 2 
Jahre erhalte und sich gleichzeitig verpflichte, die Stelle mindestens vier Jahre auch zu be-
setzten. 
 
Herr Weisbrod bekundet für seine Fraktion, dass man die Schaffung dieser Stelle sehr be-
grüße. Man müsse jedoch darauf achten, hier nicht nur die nachhaltige Mobilität im Bereich 
des Individualverkehrs zu fördern, sondern auch den ÖPNV sowie den Rad- und Fußverkehr 
zu berücksichtigen. 
 
Allerdings müsse man kritisch anmerken, dass man die Stelle bereits im Juni ausgeschrieben 
habe, bevor dazu Beschluss gefasst worden sei. 
 
Herr Dallinger erläutert hierzu, dass die frühe Ausschreibung dringend notwendig gewesen 
sei, um die Vorgaben aus dem Bewilligungsbescheid für den Landeszuschuss einzuhalten. 
Nur deshalb sei diese ausnahmsweise früher erfolgt. Im Übrigen werde diese Vorgabe aber 
immer eingehalten. 
 
Herr Zellner bekräftigt, dass die Fraktionen zu diesem Thema frühzeitig informiert gewesen 
seien. Hier habe die Verwaltung im Gegenteil sehr effektiv in knapper Zeit gearbeitet um die 
Bezuschussung zu ermöglichen. Wichtig sei für die Fraktion der Freien Wähler, dass man nach 
Schaffung der Stelle nicht viel Papier erzeuge, sondern dass auch Taten folgen. Es müsse 
hier ein Aktionsplan geben und konkrete Projekte müssen ins Leben gerufen werden. 
 
Der Vorsitzende Herr Dallinger bittet zur Abstimmung. 
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Beschluss (einstimmig): 
Die Verbandsversammlung genehmigt eine zusätzliche Personal Stelle eines Referen-
ten für Mobilität und Verkehr (Entgeltgruppe 12). 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 10: Allgemeiner Zuschuss 2018 an die Metropolregion  

Rhein-Neckar GmbH 
hier: Beschlussfassung 

 
Herr Dallinger stellt auf Anfrage an die Mitglieder der Verbandsversammlung fest, dass hierzu 
kein Sachvortrag gewünscht wird. Er bittet daher zur Abstimmung. 
 
 
Beschluss (einstimmig): 
Der Verband Region Rhein-Neckar zahlt im Jahre 2018 einen allgemeinen Zuschuss an 
die Metropolregion Rhein-Neckar GmbH in Höhe von bis zu 158.100,00 € aus. 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 11: Verschiedenes/Mitteilungen 
 
Herr Schlusche weist darauf hin, dass alle Mitglieder der Verbandsversammlung Post erhalten 
haben vom Cluster Energie und Umwelt. Hierin werde auf die nächste Regionalkonferenz zu 
diesen Themen, die am 14. November 2018 stattfindet, hingewiesen. 
 
 
 
Sitzungsende: 15:40 Uhr 
 
 
 
 
 
…………………………………. …………………………………. 
Verbandsvorsitzende Schriftführer 
 
 
 
 
 
…………………………………. …………………………………. 
Marcus Schaile Amin Schowalter 
Urkundsperson Urkundsperson 


